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Überlegungen zur Archivwürdigkeit von Arbeitgeberlisten 
der Allgemeinen Ortskrankenkassen
von Hans-Jürgen Höötmann und Ute Langkamp

Einleitung
Ein Vortrag von Jürgen Bohmbach im März 2001 auf 
dem 53. Westfälischen Archivtag in Menden über die 
niedersächsischen Erfahrungen mit der archivischen 
Sicherung der regionalen Überlieferung der Allgemei-
nen Ortskrankenkassen1 war neben der Unterstützung 
westfälischer Kommunalarchive bei der Einsichtnah-
me von AOK-Unterlagen im Rahmen der Zwangsar-
beiterforschung das Startsignal für das Westfälische 
Archivamt, um sich intensiver mit diesem Überliefe-
rungsbildner und dessen Registraturgut auseinan-
derzusetzen. Registraturgut, das den Ausführungen 
von Jürgen Bohmbach zufolge regional bedeutsames 
Quellenmaterial zur Sozial- und Wirtschaftsgeschich-
te beinhaltet. Die starke Ausprägung dieser regiona-
len Komponente erklärt sich aus der historischen Ent-
wicklung der Allgemeinen Ortskrankenkassen. Diese 
waren in Westfalen-Lippe ursprünglich nach Inkrafttre-
ten des Krankenversicherungsgesetzes 1884 auf lo-
kaler Ebene gegründet und passten sich im Laufe der 
Zeit durch Kassenzusammenlegungen in etwa dem 
Verwaltungszuschnitt der heutigen Stadt- und Land-
kreise an. Als klassische Organe der Selbstverwaltung 
waren die einzelnen Kassen rechtlich eigenständig. 
Erst im Zuge einer grundlegenden Umstrukturierung 
der AOK in Westfalen-Lippe ist diese Selbständigkeit 
1994 beseitigt worden. Seitdem sind die AOK-Regi-
onaldirektionen gegenüber der AOK-Zentraldirektion 
mit Sitz in Dortmund weisungsgebunden. 

Bei den gegenwärtig noch laufenden Bemühungen 
des Westfälischen Archivamtes um eine Sicherung der 
historisch relevanten Unterlagen, die bei den ehemals 
selbstverwalteten Regionaldirektionen bis 1994 ent-
standen sind, besitzt die zentrale Verwaltungsüberlie-
ferung die oberste Priorität. Hierzu zählen insbesonde-
re die Protokollbücher der Selbstverwaltungsgremien 
(Kassenvorstand und Vertreterversammlung), Haus-
haltspläne und Jahresrechnungen sowie Geschäfts-
berichte. Bislang sind die diesbezüglichen Akten, die 
sich in der Regel am Sitz der heutigen dreizehn Re-
gionaldirektionen beziehungsweise am Sitz ehemals 
selbständiger Regionaldirektionen befi nden, fl ächen-
deckend einer genauen Bestandserfassung unterzo-
gen worden. Dabei konnten unabhängig von der Frage 
des zukünftigen Archivierungsortes dieser Unterlagen 
die Verantwortlichen vor Ort für die Wertigkeit dieser 
zentralen Überlieferung sensibilisiert werden.

Die Inventarisierung ist jedoch aus strategischen 
Gründen auf die oben skizzierte Kernüberlieferung be-
schränkt geblieben und umfasste nicht die Leistungs-
unterlagen, zu denen auch die Mitgliederkarteien und 
die Arbeitgeberlisten gehören. Im Rahmen der aufge-
nommenen Kontakte zu den diversen AOK-Regional-
direktionen ist aber von Seiten der AOK Steinfurt auch 
die Archivwürdigkeit von Arbeitgeberlisten themati-
siert worden. Maßgeblich für den Wunsch nach einer 
archivischen Auseinandersetzung mit diesen Materia-

lien war die Absicht, die im täglichen Geschäftsgang 
nicht mehr benötigten Arbeitgeberlisten nicht zuletzt 
aus Platzgründen auszusondern.2 Diesem Anliegen 
wollte sich das Westfälische Archivamt nicht entzie-
hen, zog aber wegen des topographischen Zuschnitts 
der Überlieferung, die sich auf den Sprengel des Alt-
kreises Steinfurt vor der Gebietsreform der 1970er-
Jahre bezieht, das Kreisarchiv Steinfurt als dasjenige 
für eine Bestandsbildung potentiell in Frage kommen-
de Archiv hinzu.

Quellenstruktur
Gemeinsam wurde der Aktenbestand vor Ort gesich-
tet. Er umfasst etwa 20 lfdm. und deckt den Zeitraum 
von ca. Mitte der 1930er-Jahre bis Anfang der 1970er-
Jahre ab, als sukzessiv die Umstellung auf eine EDV-
geführte Datenverwaltung erfolgte. 

Die Listen sind in zwei Kategorien zu differenzie-
ren: Zum einen die unmittelbar bei der Krankenkasse 
angelegten Lohnlisten, die die kleineren Gewerbebe-
triebe abbilden, sowie zum anderen diejenigen Listen, 
die von größeren Betrieben mit einer professionellen 
Buchhaltung selbst angelegt und geführt worden sind, 
bevor sie abschließend der Krankenkasse übergeben 
wurden. Die Datenstruktur der Arbeitgeberlisten ist im 
Verlauf des angegebenen Zeitraums im Kernbestand 
zwar stabil, aber im Laufe der Zeit naturgemäß durch 
Modifi zierungen der Formulare auch Änderungen un-
terworfen. Die in den Formularen vorgegebenen Da-
tenfelder sind oftmals nicht vollständig ausgefüllt wor-
den. Dieser Tatbestand ist insbesondere bei den älte-
ren Unterlagen bis 1945 in den Spalten der An- und 
Abmeldedaten der Versicherten zu beobachten. In der 
folgenden Registraturschicht nach 1945 sind hinge-
gen die An- und Abmeldedaten kontinuierlich vorhan-
den, doch ist mit der Zunahme von Datenfeldern auf 
den Formularen gleichzeitig die Tendenz verbunden, 
dass die entsprechend abgefragten Informationen 
längst nicht durchgängig eingetragen worden sind.

Die älteste Registraturschicht reicht bis circa 1945. 
Informationsträger sind DIN-A4-Formulare im Querfor-
mat, die nach Art eines Amtsbuches geführt worden 
sind. Die Hebelisten sind grundsätzlich auf der ersten 
Ordnungsebene nach Ortsalphabet gegliedert, darun-
ter fi ndet sich auf Ortsebene eine alphabetische Rei-
hung, die sich an den Firmennamen der Arbeitgeber 
orientiert. Sie geben Auskunft über:

Jürgen Bohmbach, Die regionale Überlieferung der Allgemeinen Orts-
krankenkassen – Probleme der archivischen Sicherung, in: Archivpfl e-
ge in Westfalen und Lippe, Heft 55, Münster 2001, S. 27 ff.
Die Arbeitgeberlisten haben eine Aufbewahrungsfrist von lediglich 10 
Jahren, werden jedoch bislang in der Regel von den AOK-Geschäfts-
stellen aus Gründen der Auskunftserteilung für Mitglieder im Rahmen 
des Nachweises von Beschäftigungszeiten für Rentenversicherungs-
ansprüche dauerhaft aufbewahrt. Bedeutsamer sind in diesem Kon-
text allerdings die alphabetisch geordneten Mitglieder- und Leistungs-
karteien, die eine Aufbewahrungsfrist von 30 Jahren haben und auch 
bei der AOK Steinfurt mittelfristig nicht zur Aussonderung anstehen.

1

2
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1. Name des Arbeitgebers,

2. Betriebsart,

3. Wohnort/Betriebssitz,

4. Name des Versicherten,

5. Geburtstag des Versicherten,

6. Beschäftigungsart des Versicherten,

7. Anmeldedatum (Versicherungsbeginn),

8. Abmeldedatum (Versicherungsende).

Nach 1945 ändert sich sowohl das Format der Infor-
mationsträger als auch die Qualität der Einträge. Waren 
sie bis dato nur auf die unverzichtbaren Kerninforma-
tionen zu Arbeitgeber und Arbeitnehmer beschränkt, 
werden in der Folge weitere Datenfelder – zum Beispiel 
zur Entlohnung oder zu den Umständen einer Kündi-
gung – in das Formular integriert. Dieses besteht nun-
mehr aus zwei beidseitig bedruckten Karteikarten im 
DIN-A6-Format, von denen eine für die Anmeldung 
und die andere für die Abmeldung bestimmt ist (vgl. 
Abb. 1 und 2). Ein neues Ordnungssystem beinhaltet 
nur noch eine ortsunabhängige rein alphabetische Rei-
hung nach Firmennamen. Die Zusammenstellung der 
Hebelisten erfolgte jahrgangsweise, indem die Kartei-
karten der aus einem Beschäftigungsverhältnis ausge-
schiedenen Arbeitnehmer unter den jeweils betroffe-
nen Arbeitgebern zusammengestellt worden sind. Zu 
jeder Firma existiert eine Registerkarte, der die Kartei-

karten der einzelnen Mitarbeiter alphabetisch nachfol-
gen. Die Registerkarten enthalten den Firmennamen 
samt Firmenanschrift und einer sogenannten Konto-
nummer sowie weitere Informationsfelder, die insbe-
sondere für die durch die Krankenkasse gegebenen-
falls erfolgten Betriebsprüfungen relevant sind. Die 
Kontonummern basieren auf einen Numerus currens, 
der von der Kasse offensichtlich bei der alphabeti-
schen Ordnung der Arbeitgeber vergeben worden ist. 
Die Karteikarten sind im weiteren Verlauf gelumbeckt 
worden. Auf dem Rücken der dabei entstandenen Kar-
teikartenbündel sind das Laufjahr der Karteikarten und 
die darin enthaltenen Firmen mit den zugeordneten 
Kontonummern abgedruckt (vgl. Abb. 3).

Auf den Karteikarten für die Mitarbeiter der Firma 
wurden in der Regel folgende Felder ausgefüllt:

 1. Name, Vorname, ggf. Geburtsname,

 2. Geburtsdatum und + ort,

 3. Wohnort,

 4. Familienstand, Staatsangehörigkeit,

 5. Beschäftigungsart und + ort,

 6. Beginn und Ende der Beschäftigung,

 7. Beitragsgruppe,

 8. wöchentliche Arbeitszeit,

 9. monatliches Entgelt und Stundenlohn,

10.  Kündigungsgrund und Angabe, ob Kündigung 
durch Arbeitgeber oder Arbeitnehmer erfolgte.3

Abb. 1: Vorder- und Rückseite des Anmeldeformulars

Abb. 2: Vorder- und Rückseite des Abmeldeformulars
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Wie bereits eingangs beschrieben, sind die Formula-
re nicht immer vollständig ausgefüllt worden. Während 
nach stichprobenartigen Überprüfungen die Angaben 
zu den oben angeführten ersten sieben Feldern offen-
bar immer auf den Karteikarten vorhanden sind, fehlen 
beispielsweise in nicht unerheblichem Umfang die An-
gaben zu Arbeitszeit, Lohnzahlung und Kündigung.

In den 1960er-Jahren wurden zusätzlich Karteikar-
ten im DIN-A4-Format benutzt, die in der überwiegen-
den Menge ebenfalls gelumbeckt wurden. Diese Kar-
ten wurden von der AOK für kleinere Betriebe geführt. 
Die Informationsvielfalt ist wesentlich geringer als im 
vorbeschriebenen Überlieferungsfall der DIN-A6-Kar-
teikarten, insbesondere fehlen komplett die aus sozi-
algeschichtlicher Perspektive auf den ersten vorder-
gründigen Blick interessant erscheinenden Angaben 
zu Arbeitszeit, Lohnzahlung und Kündigung. Ein Ord-
nungssystem nach Orten oder Arbeitgebern ist nicht 
erkennbar.

Quellenwert
Im Zusammenhang mit dem Quellenwert der Arbeit-
geberlisten ist noch die Angabe über die gesamtge-
sellschaftliche Reichweite der Überlieferung von In-
teresse. Nach Schätzungen der AOK Steinfurt waren 
im fraglichen Zeitraum rund vierzig Prozent der Er-
werbstätigen im Altkreis Steinfurt über die AOK versi-
chert. Dieser Schnitt, dem allerdings keine gesicherten 
Nachweise zu Grunde liegen, dürfte im Landes- bzw. 
Bundesmittel sehr niedrig sein.4 Er ergibt sich aus der 
wirtschaftlichen Struktur in dem Gebiet mit der vor-
maligen Dominanz des Textilgewerbes und der damit 
verbundenen starken Stellung der Betriebskranken-
kassen, aber auch der Innungskrankenkassen und der 
Ersatzkassen.

Die Bewertung der Arbeitgeberlisten erwies sich 
als durchaus diffi ziles Unterfangen und war geprägt 
von dem Gegensatz zwischen Auswertungsanspruch 
und Auswertungsqualität. Der Auswertungsanspruch, 
der auf den anfänglich rein theoretischen Erwägungen 
im Rahmen der primären Arbeitsschritte zur Informa-
tionsgewinnung über die Struktur der Quelle basierte, 
leitete sich aus der möglichen Perspektive ab, dass 
über die vollständig erhaltenen Arbeitgeberlisten ei-
ne zumindest in Teilbereichen realisierbare Abbildung 
der regionalen Wirtschafts- und Sozialstruktur zu ge-
währleisten sein könnte. Demgegenüber stand nach 
der Aktenautopsie das Problem der Auswertungsqua-
lität, da sich relativ schnell herauskristallisierte, dass 
die Informationen vergleichbar sind mit statistischem 
Urmaterial, das in diesem Fall jedoch nur mit hohem 
Aufwand für Längs- und Querschnittsuntersuchungen 
heranzuziehen ist und dessen Erhebungsgrundlagen 
zudem nicht klar defi niert sind, was wiederum zu ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung des Aussagewertes 
führt.

Eine gewisse Sonderstellung nimmt der Zeitraum 
von 1933/1940 bis 1945 ein. Auf die Bedeutung der 
Hebelisten für den Nachweis von Zwangsarbeit haben 
sowohl Jürgen Bohmbach5 als auch Jürgen Treffeisen6 
hingewiesen. Insbesondere Treffeisen hebt nicht nur 
auf die Nachweisfunktion der in den Hebelisten ent-
haltenen Informationen für Zwangsarbeiteranfragen im 
Kontext der Auszahlung von Leistungen für ehemalige 

Zwangsarbeiter durch die Stiftung »Erinnerung, Ver-
antwortung und Zukunft« ab, sondern kommt darüber 
hinaus zu dem Ergebnis, dass – abseits der individu-
ell bedeutsamen, zugleich aber temporären Funktion 
der Quelle zum Nachweis einer Leistungsberechti-
gung für NS-Opfer – gerade für die orts- und regio-
nalgeschichtliche Forschung ein grundsätzliches Inte-
resse an der Zwangsarbeiterthematik besteht.7

Die Durchsicht der Arbeitgeberlisten der AOK Stein-
furt nach darin registrierten Zwangsarbeitern erbrach-
te eine Anzahl slawisch klingender Namen, bei denen 
es sich um Zwangsarbeiter gehandelt haben könnte, 
ein eindeutiger Nachweis ist damit aber zwangsläufi g 
nicht verbunden.8 Hierzu bedarf es der Einbeziehung 
weiterer Quellen wie beispielsweise der Einwohner-
meldekarteien. Auch eine Querverbindung zu der Mit-
glieder- und Leistungskartei mit gegebenenfalls wei-
terführenden Informationen konnte nicht hergestellt 
werden, da sich bei näherer Untersuchung dieser al-

Die Karteikarten enthalten noch weitere spezielle Angaben (vgl. Abb.), 
die jedoch oftmals nicht bearbeitet worden sind und deren Informati-
onsgehalt zudem als äußerst gering einzustufen ist.
Als Vergleich mögen Zahlen aus dem Jahre 1946 aus dem damaligen 
Kreis Altena einschließlich des Stadtkreises Lüdenscheid dienen: Dort 
waren 85 % der Versicherten bei der AOK versichert, vgl. August vom 
Orde, Ein Rückblick auf 125 Jahre Krankenversicherung in Lüden-
scheid und im Kreise Altena, 2. Aufl age, Lüdenscheid 1953, S. 40 f.
Wie Anm. 1, hier S. 29 f.
Jürgen Treffeisen, Bewertung, Übernahme und Nutzung von Unter-
lagen zu Zwangs- und Fremdarbeitern der Allgemeinen Ortskranken-
kasse durch die Staatsarchive in Baden-Württemberg, in: Der Archi-
var, Beiband 7 (Archive und Herrschaft. Referate des 72. Deutschen 
Archivtags 2001 in Cottbus), Siegburg 2002, S. 311 ff.
A. a. O., S. 316 f.
In Baden-Württemberg ist nach Treffeisen (a. a. O., hier S. 315) direkt 
in den Hebelisten ein Nachweis über den Personenkreis der Zwangs-
arbeiter durch Stempelaufdruck oder Notiz (Zivilrusse, Ostarbeiter 
etc.) vorhanden.

3

4

5
6

7
8

Abb. 3: Exemplarisches Beispiel einer Arbeitgeberliste

archivpflege heft 64 - endfassung.indb   19archivpflege heft 64 - endfassung.indb   19 05/15/2006   12:01:1305/15/2006   12:01:13



Archivpfl ege in Westfalen-Lippe 64, 2006

Überlegungen zur Archivwürdigkeit von Arbeitgeberlisten der Allgemeinen Ortskrankenkassen

20

B
ei

tr
äg

e

phabetisch geordneten Kartei herausstellte, dass die-
se Überlieferung erst Mitte der 1940er-Jahre einsetzt, 
was durch kriegsbedingte Ursachen erklärbar ist.9

Die Durchsicht der Hebelisten aus den 1930/40er-
Jahren erbrachte zudem den unerwarteten Hinweis, 
dass der Kreis Steinfurt im Dezember 1938 Juden 
für sogenannte Notstandsarbeiten bei der Errich-
tung eines Aufbaulagers in Laer beschäftigt hat (vgl. 
Abb. 4).10

Da nach der Aktenautopsie durch das Westfäli-
sche Archivamt und das Kreisarchiv Steinfurt keine 
abschließende Meinungsbildung über die Archivwür-
digkeit erzielt werden konnte, weil insbesondere die 
Einschätzung der Aussagekraft der Unterlagen in Ver-
bindung mit der Fragestellung nach einem potenti-
ellen Benutzerinteresse seitens der Forschung Pro-
bleme bereitete, wurde die Diskussion auf eine brei-
tere Grundlage gestellt. Hierzu fand in Steinfurt ein 
Arbeitsgespräch statt, an dem zusätzlich zu den bei-
den bislang beteiligten Archiven das Stadtarchiv Rhei-
ne sowie das Kreisarchiv Detmold teilnahmen.11 

Nach der gemeinsamen Durchsicht einer exempla-
rischen Auswahl von Hebelisten lag der Diskussions-
schwerpunkt wie bereits bei den vorangegangenen 
Erörterungen im kleineren Kreis auf der inhaltlichen 
Aussagekraft der Unterlagen. Die bei einer oberfl äch-
lichen Betrachtung der Quelle hypothetisch konstru-
ierten vielschichtigen Zugriffsmöglichkeiten für sozial- 
und wirtschaftsgeschichtliche Fragestellungen halten 
einer intensiveren Überprüfung nicht stand. In der Re-
gel dürften die in den Listen enthaltenen Daten auch 
für die Beantwortung sozialhistorischer Fragestellun-

gen zu statisch sein. Die Informationen sind wegen 
ihres punktuellen Charakters und unter Berücksichti-
gung arbeitsökonomischer Erwägungen im Rahmen ei-
ner Auswertung für die Wissenschaft kaum verwertbar. 
Abzuwägen war die Frage, ob die Inhalte der Hebelis-
ten zur Bearbeitung denkbarer Forschungsthemen wie 
zum Beispiel die Anwerbung und Integration von Gast-
arbeitern in den 1950/60er-Jahren oder den Wandel 
der Berufsbezeichnungen anhand der geschilderten 
Datenstruktur für die Forschung verwertbar sind und 
dabei Aufwand und Nutzen in vertretbarer Relation zu-
einander stehen. Abschließend konnte diese Frage in 
der Arbeitsgruppe nicht geklärt werden, so dass man 
sich einhellig dazu entschloss, die in der archivwissen-
schaftlichen Diskussion zur Überlieferungsbildung im-
mer wieder eingeforderte Beteiligung von Vertretern der 

Selbst bei vorhandenen Mitglieder- und Leistungskarteien kann al-
lerdings den Erfahrungen aus Baden-Württemberg zufolge nicht au-
tomatisch davon ausgegangen werden, dass es bei den Zwangsar-
beitern problemlose Verzahnungen zwischen der Hebeliste und der 
Kartei gibt. Vgl. hierzu Treffeisen (a. a. O., S. 317 f.).
Durch einen Abgleich der in den Arbeitgeberlisten aufgeführten Na-
men mit der im Kreisarchiv befi ndlichen personenbezogenen Über-
lieferung des Amtes für Wiedergutmachung konnten detailliertere An-
gaben u. a. zum Status dieses »Aufbaulagers« als Gefangenenlager 
recherchiert werden.
Dr. Thomas Gießmann und Dr. Riechert sind die beiden Autoren 
für die spontane und hilfreiche Teilnahme zu Dank verpfl ichtet. Das 
ebenfalls geladene Stadtarchiv Greven, in persona Dr. Stefan Schrö-
der und Angelika Haves, konnte an dem Arbeitsgespräch leider nicht 
teilnehmen, verfasste aber – basierend auf der theoretischen Aus-
einandersetzung mit der Materie – eine dezidierte schriftliche Stel-
lungnahme zu der Thematik (Dienstakte WAA 72 1144), die in die 
Diskussion einbezogen wurde.

9

10

11

Abb. 4: Arbeitgeberliste 1938, Kreis Steinfurt – Kreisstraßenverwaltung
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Forschung12 zu realisieren. Der Bitte um Stellungnahme 
zur Frage nach der Archivwürdigkeit der Arbeitgeber-
listen insbesondere im Hinblick auf Auswertungsmög-
lichkeiten für die sozialhistorische Forschung kamen 
die beiden ausgewählten Institute, das Institut für So-
zialwissenschaften und Philosophie an der Hochschu-
le Vechta sowie das Institut für Migrationsforschung 
und Interkulturelle Studien an der Universität Osna-
brück, dankenswerterweise nach.13 Bei der Bewertung 
gelangten sie allerdings im Ergebnis zu unterschiedli-
chen Auffassungen. Das Institut für Sozialwissenschaf-
ten und Philosophie kommt aufgrund des statistischen 
Reihencharakters der Überlieferung und der daraus 
resultierenden systematischen Auswertungsmöglich-
keiten bestimmter Datenfelder in den Hebelisten zu 
der Empfehlung, die Arbeitgeberlisten von einer AOK-
Geschäftsstelle exemplarisch für die Gesamtüberliefe-
rung in Westfalen-Lippe zu übernehmen. Diese Emp-
fehlung bezieht sich zudem auf die Feststellung, »dass 
ein zukünftiges Forschungsinteresse an einen belie-
bigen Aktenfundus mit letztendlicher Logik nicht ver-
neint bzw. ausgeschlossen werden kann«.14 Dagegen 
vertritt das Institut für Migrationsforschung und Inter-
kulturelle Studien die Auffassung, dass die Listen nicht 
archivwürdig sind und stützt sich dabei auf die Argu-
mentationslinien, die im oben skizzierten archivischen 
Arbeitsgespräch weitestgehenden Konsens fanden: 
Diese reichen von der unbefriedigenden punktuellen 
Informationsbasis über den Verweis auf anderweiti-
ge Überlieferungsträger mit differenzierteren Informa-
tionspotentialen bis zu konstatierten Problemen bei 
der Berechnung von Zeitreihen in Verbindung mit ei-
nem unverhältnismäßig hohem Aufwand.

Obwohl die Voten aus sozialgeschichtlicher Per-
spektive unterschiedlich ausfallen, ist tendenziell – 
bei vorsichtiger Interpretation der Stellungnahme aus 
Vechta zur exemplarischen Tradierung als Reaktion 
auf die Problematik der Antizipation zukünftiger Frage-
stellungen und Auswertungsmöglichkeiten – die Auf-
fassung vorherrschend, dass die Listen mit Ausnahme 
der NS-Zeit nicht archivwürdig sind. 

Diese negative Einschätzung der Archivwürdigkeit 
bestand innerhalb der Steinfurter Arbeitsgruppe ein-
vernehmlich hinsichtlich der wirtschafts-, lokal- und 
regionalgeschichtlichen Bedeutung der Listen. Die 
Diskussion fokussierte sich hierbei auf die Frage nach 
sowohl aussagekräftigeren als auch komprimierteren 
Quellenarten. Im Umfeld der kommunalen Überliefe-
rung wurde hierbei auf Aktenbestände in den Aufga-
benhauptgruppen Finanzen (Gewerbesteuer), Recht/
Sicherheit/Ordnung (Gewerbemeldekarteien) sowie 
Wirtschaft und Verkehr (Wirtschaftsförderung) ver-
wiesen. Relevanz besitzen ebenfalls die bei den In-
dustrie- und Handelskammern bzw. den Handwerks-
kammern geführten Unterlagen (Firmenakten etc.). Im 
staatlichen Bereich wurden die Akten der Amtsgerich-
te (Handelsregister etc.) und die Materialien des Lan-
desamtes für Datenverarbeitung und Statistik benannt. 
Nicht zuletzt wurde auf die Existenz von Sekundär-
quellen (Adressbücher) verwiesen.

Fazit
Als Ergebnis der Diskussion über die Bewertung der 
Arbeitgeberlisten bleibt festzuhalten, dass diese Un-
terlagen grundsätzlich nicht archivwürdig sind.15 Ob-
wohl sich die Untersuchung nur auf die Hebelisten 
der AOK-Geschäftsstelle Steinfurt bezog, dürfte der 
Aktenbestand nicht nur in Westfalen-Lippe sondern 
darüber hinaus im gesamten Bundesgebiet ähnlich 
strukturiert sein.16 Darin liegt auch einer der Beweg-
gründe, einen Erfahrungsbericht an dieser Stelle zu 
publizieren. Maßgeblich für die negative Einschätzung 
ist die für wissenschaftliche Auswertungen mangel-
hafte Substanz der Quelle. Die historische Informati-
onsgrundlage ist zu dürftig, zumal Zugriffsmöglichkei-
ten auf anderweitige Quellengruppen bestehen, die 
einen wesentlich auswertungsfreundlicheren Charak-
ter tragen.

Die Ausnahme von der Regel bildet der Zeitraum 
der NS-Gewaltherrschaft. Hier ist die Entstehungs-
zeit der Unterlagen vor dem Hintergrund einer häufi g 
reduzierten und wie im Falle der Zwangsarbeit sehr 
schwierigen und komplexen Quellenlage gesondert 
zu berücksichtigen. Im Zusammenhang mit ortsge-
schichtlichen Forschungen zum Thema Zwangsarbeit 
weisen die Arbeitgeberlisten einen bleibenden Quel-
lenwert auf. Die darin enthaltenen Angaben bieten 
Ausgangspunkte für weitere Recherchen und sind so-
mit ein nicht zu vernachlässigendes Instrument für De-
tailuntersuchungen zu diesem Themenkomplex. Fol-
gerichtig wird das Kreisarchiv Steinfurt die Listen von 
1933 bis 1948 im Umfang von circa 4,5 lfdm. komplett 
übernehmen, während die übrigen Listen zur Kassa-
tion freigegeben werden.17

Zuletzt im Positionspapier des Arbeitskreises Archivische Bewertung 
im VdA (Punkt I.10. des Papiers), vgl. hierzu Robert Kretzschmar, 
Transparente Ziele und Verfahren. Ein Positionspapier des VdA zur 
archivischen Überlieferungsbildung, in: Neue Perspektiven archi-
vischer Bewertung (Veröffentlichungen der Archivschule Marburg 
Nr. 42), Marburg 2005, hier S. 29 f. In der Veröffentlichung ist auch 
das Positionspapier als Anhang abgedruckt (S. 195 ff.).
Westfälisches Archivamt, Dienstakte 72 1144. 
Diese Aussage entzieht jedoch jeder Bewertungsdiskussion den Bo-
den, denn sie suggeriert, dass letztlich die Gesamtheit der produzier-
ten Informationsquellen auswertungsrelevant sein kann. 
Im Gegensatz hierzu sind diese Unterlagen in Niedersachsen als 
grundsätzlich archivwürdig beurteilt worden, vgl. Bohmbach (wie 
Anm. 1).
Die Struktur der Hebelisten im Bereich der AOK Baden-Württemberg 
ist nach der Beschreibung durch Jürgen Treffeisen (vgl. Anm. 6, hier 
S. 315) jedenfalls weitgehend identisch mit derjenigen, die in Stein-
furt vorgefunden wurde.
Zu betonen ist hierbei, dass es nicht zwingend notwendig ist, die ge-
samte NS-Zeit zu dokumentieren. Die Auswahl des Zeitraums sollte 
von einer gründlichen Bestandsaufnahme abhängig gemacht wer-
den. Sofern sich keine Informationen über nationalsozialistische Un-
rechtsmaßnahmen aus der Zeit vor Kriegsbeginn ermitteln lassen, 
dürfte eine Übernahme der Listen für den Zeitraum von 1939/40 bis 
1945 ausreichend sein. Das Kreisarchiv Steinfurt übernimmt darüber 
hinaus die Listen bis einschließlich 1948, um die Umbruchzeit nach 
Kriegsende und ggf. zeittypische Erscheinungen wie die der Dis-
placed Persons dokumentieren zu können. Aber auch hier gilt, dass 
durch eine sorgfältige Bestandsaufnahme Klarheit über die Notwen-
digkeit einer solchen Maßnahme zu schaffen ist.
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